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KIEW.Mit Finanzzusagen in dreistelligerMil-
lionenhöhehatKanzlerOlaf Scholz (SPD)So-
lidaritätmitderUkraine imKonfliktmitRuss-
landdemonstriert.Bei seinemAntrittsbesuch
inKiewsagteerPräsidentWolodymyrSelens-
kyj auch einen neuen Kredit über 150 Millio-
nen Euro zu. „Deutschland steht ganz eng an
Ihrer Seite“, so Scholz. Beim deutschen Nein
zu Waffenlieferungen bleibt es aber. Geprüft
wird jedoch, ob die Bundeswehr sonstige mi-
litärische Ausrüstung an die Ukraine liefern
kann. Die Lage an den Finanzmärkten ist an-
gesichts derUkraine-Krise angespannt. dpa
– Kommentar: Faust in der Tasche Seite 3
– Weitere Berichte Seiten 4, 9

Scholz sagt Ukraine 
Millionenhilfen zu

Von Carola Fuchs

In vielen Familienwird zurzeit diskutiert:
Welche weiterführende Schule ist die
richtige für unserKind?DieLehrer geben

zwareineEmpfehlung,dochseit zehn Jahren
ist es in Baden-Württemberg den Eltern
überlassen, ob sie diesem Rat folgen wollen
odernicht.DieAbschaffungderVerbindlich-
keit, die damals unter der grün-roten Lan-
desregierung durchgesetzt worden ist, sollte
zumehrBildungsgerechtigkeit führen.Denn
Studien belegen, dass verbindliche Empfeh-
lungengerade fürKinder ausbildungsfernen
SchichtenAufstiegschancen schmälern.

Erfüllt hat sich die Hoffnung nach mehr
Bildungsgerechtigkeit – und infolgedessen
nach einem ähnlichen Leistungsniveau in
denSchulen–nicht.HomogeneKlassen gibt
es an keiner Schulart, auch wenn das nicht
allein an der Abschaffung der verbindlichen
Grundschulempfehlung liegt, sondern vor
allem daran, dass die Gesellschaft heteroge-
ner ist als früher. Zwei Jahre Corona haben
dieseEntwicklungnochverstärkt,Lehrerbe-
richten von mehr unruhigen Kindern, von
Konzentrationsstörungen, von psychischen
Problemen. Auch diesen Themen müssen
sich Schulen stellen.

Die Heterogenität zu beklagen, führt
nicht weiter. Die Frage ist, wie Schulen ihr
künftig besser begegnen können. Dass die
PandemiederDigitalisierungderSchulen im
Land einen Schub gebracht hat, kann dabei
schon helfen. Das ermöglicht neue Lernfor-
menund eine gezielte Förderung.Aber ohne
mehr Personal wird es auf Dauer nicht ge-
hen, dafür sind die Herausforderungen zu
groß. Die Lehrer brauchen mehr Unterstüt-
zung durch Schulsozialarbeiter und pädago-
gischeAssistenten.

Das Land will auch bei der Grundschul-
empfehlung nachbessern. Die Beratung der
Eltern soll gestärkt, es sollen zentrale Lern-
standserhebungenauch inderviertenKlasse
eingeführtwerden.Davonkönntennichtnur
die Kinder, sondern auch die Schulen profi-
tieren – jedenfalls dann,wenn nicht nur das
Gelernte, sondern auch die kognitiven Fä-
higkeiten getestet und die Ergebnisse an die
weiterführenden Schulen übermittelt wür-
den. Ihnen könnte das helfen, bei der Klas-
senplanung einengutenMix zubekommen.

Ein Zurück zur Verbindlichkeit wird es
nichtgeben.DerAufschreiderElternundder
Grundschullehrer wäre zu groß. Zudem ist
die verbindliche Grundschulempfehlung im
bundesweiten Vergleich ohnehin ein Aus-
laufmodell: nur in Bayern,Brandenburg und
Thüringen steht das Lehrerwort über dem
Elternwillen. Aber immer wieder ist in den
vergangenen Jahren nachgebessert worden,
umdemLehrerwortwiedermehrGewicht zu
verschaffen. So müssen Eltern die Grund-
schulempfehlungbei derWunschschule vor-
legen–anfangswar dasnicht der Fall.

Allerdings haben sich auch die Befürch-
tungen jener, die gegen die Abschaffung der
Verbindlichkeit waren, nur teilweise be-
wahrheitet.DieGymnasienwerdennichtge-
flutet von Kindern, die nach Einschätzung
ihrer Grundschule an einer Haupt- oder
Werkrealschule besser aufgehoben wären.
Deren Anteil liegt bei 1,1 Prozent. Und 10,3
Prozent haben sich trotz Realschulempfeh-
lung für das Gymnasium entschieden. Die
meisten Eltern folgen dem Rat der Schule.
Anders sieht es bei den Realschulen aus.Die
sindmächtig unterDruck geraten,weil nicht
mehr nur,wie schon zuvor, Kindermit Gym-
nasial-, sondern auch Kinder mit Haupt-
schulempfehlung an diese Schule drängen.
Der Mix aus leistungsschwachen und leis-
tungsstarken Schülern, – den man sich für
dieGemeinschaftsschulenwünscht,weil das
die Basis des pädagogischen Konzepts ist –,
dieser Mix ist in den Realschulen Realität,
aber eigentlichnicht Teil desKonzepts.

Wer regelt jetzt was?

Mohr

Ein Zurück
gibt es nicht

Es hilft Eltern und auch
den Schulen, wenn die
Grundschulempfehlung
wieder gestärkt wird.
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oder nicht. Der junge Mann hat dort nicht etwa als
Hausmeister gearbeitet,sondernwollte auf luftigem
Weg des Nachts dasMädchenzimmer erreichen.Die
Herberge hatte er auf Wunsch seines Ausbildungs-
betriebes für ein Seminar besucht, so wie die Mäd-
chen im Nachbarzimmer auch. Nach acht Metern
Fallhöhe und mehreren Operationen lehnt die Be-

rufsgenossenschaft jedeHaftungab.ZuUnrecht,sagtdasLandes-
sozialgericht, und verweist auf gruppendynamische Prozesse
unter Jugendlichen und „altersbedingte Unreife“. Objektiv be-
trachtet sei die Annäherung über das Dach zwar „in hohemMaße
vernunftwidrig“. Allerdings gebe es noch einen „inneren Zusam-
menhang mit der versicherten Tätigkeit“. Die Berufsgenossen-
schaft soll zahlen.Dasmuss sie in der Regel übrigens nicht,wenn
es zu Unfällen nach der Kippenpause kommt.Rauchen ist Privat-
vergnügenunddient nicht zur ErhaltungderArbeitskraft.

D asSozialversicherungsrechthat seineganz
speziellen Tücken. Besonders deutlich
wird das, wenn Arbeitnehmer ihren Büro-

stuhl verlassen und sich auf denWegmachen – in
Richtung Kantine zum Beispiel. Dann sind die
Arbeitnehmer nämlich gesetzlich unfallversi-
chert, schließlich dient das Mittagessen ja der
Schaffenskraft. Die Zeit in der Kantine und auch auf der Toilette
ist aber sozialversicherungsrechtliches Privatvergnügen. Wer
beimEssenoder aufdemnassenBodenderPersonaltoilettenaus-
rutscht, der ist nicht versichert. Der Versicherungsschutz endet
sozusagen anderTür.Das ist gefestigteRechtsprechung.

So gesehen ist die Entscheidung des baden-württembergi-
schen Landessozialgerichts von ganz besonderer Bedeutung.Das
Gericht hatte darüber zu befinden,ob der Sturz eines 17-Jährigen
vomDacheiner Jugendherberge alsArbeitsunfall einzuordnen ist

Annäherung übers Dach ist Arbeitsunfall
Ein Jugendlicher fällt

in die Tiefe, weil
er nachts Mädchen
besuchen möchte.

Von Christian Gottschalk

Gnadenfrist für Kamila Walijewa
Die russische Eiskunstläuferin darf trotz
positiver Dopingprobe weiter starten. Seite 25

Die Snowboarder bleiben ohne Medaille
Die großen Hoffnungen des deutschen Teams
haben sich nicht erfüllt. Seite 26

Ü-30-Festival in China
Bei diesen Spielen zählt Erfahrung: Viele
Siegerinnen und Sieger sind über 30. Seite 27

Auch online berichten wir umfassend unter:
www.stuttgarter-zeitung.de/olympia-2022

Olympia in der StZ

Von Christopher Ziedler

B und und Länder bereiten umfangrei-
che Lockerungen der noch geltenden
Corona-Schutzmaßnahmen vor. Laut

einer Beschlussvorlage für die Ministerprä-
sidentenkonferenz (MPK) mit Kanzler Olaf
Scholz am Mittwoch könnten in einem ers-
ten Schritt Restriktionen im Einzelhandel
aufgeweicht und die Obergrenze von zehn
geimpften Personen bei privaten Feiern
deutlich angehoben werden. Die Daten für
denzweitenunddrittenSchritt sindnach In-
formationenunsererZeitungnochVerhand-
lungssache,indemPapierwerden jedochder
4. und der 20. März genannt. Dann könnten
erst inderGastronomiedie2G-Regelwegfal-
len und Clubs wieder öffnen. Danach, so der
Plan, „entfallen alle tief greifenderen
Schutzmaßnahmen“ , auch die Homeoffi-
cepflicht.AbstandundMaske sollenbleiben.

„Eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems ist derzeit nicht absehbar“, sagteNord-
rhein-Westfalens Ministerpräsident Hend-
rik Wüst als derzeitiger MPK-Vorsitzender
im Interview mit unserer Zeitung: „Jetzt ist
mit Vorsicht die schrittweise Rücknahme
von Einschränkungen möglich.“ Man werde
in der Sitzung am Mittwoch „sehr wahr-
scheinlich das bundesweite Ende der 2G-Re-
gel für denEinzelhandel vereinbaren“.

Seiner Meinung nach sollten Bund und
Länder„aberauchEinschränkungenzurück-
nehmen, die besonders stark in die Grund-

rechte eingreifen,etwa imprivatenBereich“.
Zu den ersten Schritten solle daher auch ge-
hören, „dass wir die Kontaktbeschränkun-
gen gerade für die Geimpften spürbar zu-
rücknehmen“. Diese weitgehende Öffnung
müsse „aber noch abgesichert werden“, sag-
te Wüst: „Wir brauchen weiter den Basis-
schutz unter anderem mit Abstandhalten
undMaskentragen,der nach dembisherigen
Plan der Bundesregierung Mitte März ganz
auslaufen soll.“ Der Bund dürfe „den Län-
dernnichtKnall auf Fall alle Schutzoptionen
wegnehmen“, da die Bundesregierung mit
dem Robert-Koch-Institut davon ausgehe,
„dass spätestens im Herbst eine neue Infek-
tionswelle kommt“. In der Beschlussvorlage
wird der Bundestag daher gebeten, die
„rechtliche Grundlage dafür zu schaffen“,
dass „niedrigschwellige Basisschutzmaß-
nahmen“ möglich bleiben. Ohne eine ent-
sprechende Verlängerung würden auch die-
seMaßnahmennichtmehr gelten.

Wüst hält „eine Impfpflicht im dritten
JahrderPandemie für verhältnismäßig“,sig-
nalisiert aber auch Unterstützung für den
AnsatzderUnionsfraktion imBundestag,„in
einem Baukastensystem unterschiedlich
weitgehende Impfpflichten zu definieren“.
Der MPK-Vorsitzende gab sich „zuversicht-
lich, dass es zwischen den demokratischen
Fraktionen im Deutschen Bundestag gelin-
gen wird, eine Lösung mit möglichst breiter
Zustimmungzu finden“.
– „Mit Vorsicht schrittweise lockern“ Seite 5

Coronaregeln sollen
stufenweise fallen
Bund und Länder bereiten eine weitgehende Öffnung bis zum 20. März
vor, sagt NRW-Regierungschef Wüst. Ein Basisschutz soll aber bleiben.

MÜNCHEN. Beim Frontalzusammenstoß
zweier S-Bahnen im Landkreis München
sind am Montagnachmittag ein Mensch ge-
tötet und 18 Menschen teils schwer verletzt
worden.Die Bahnen stießen in der Nähe des
Bahnhofes Ebenhausen-Schäftlarn zusam-
men.DieUrsache ist nochunklar.Seite 16

Toter bei Bahn-Crash

„Museum des Jahres“ steht in Stuttgart

Eine große Bühne
für die Kunst
Das Kunstmuseum am Schlossplatz kann sich mit großen Häusern
messen. Davon sind Deutschlands Kunstkritiker überzeugt. Seite 32
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Die unabhängige Zeitung für Baden-Württemberg
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Der Hacker im Jugendzimmer: 
ein 19-Jähriger führt Tesla vor Seite 3

Baden-Württemberg

Region Stuttgart gilt als Hochburg 
türkischer Rechtsradikaler Seiten 3, 7
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Wohin nach der Grundschule? 
Mehr Beratung für Eltern Seite 2


